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unterstützt, und die Partei gewann 2021 auch schon einen
ersten Sitz. Die BBB-Vorsitzende Caroline van der Plas
fungierte dabei als effektives Sprachrohr einer unzu-
friedenen Bürgerschaft, indem sie den "Angriff auf die
Landwirte" in nostalgisch-populistische Rhetorik über das
Verschwinden traditioneller niederländischer Kultur, ihrer
Lebensweise und Landschaften einbettete. Belohnung
hierfür war folglich der erdrutschartige Sieg in den Provin-
zwahlen imMärz 2023mit über 30%der Stimmen. Die BBB
büßte im Laufe des Parlamentswahlkampfes im Novem-
ber allerdings einen Großteil dieser Anziehungskraft
wieder ein, da sie eine ehemalige CDA-Abgeordnete, Mona
Keizer als ihre Kandidatin für das Amt der Ministerpräsid-
entin aufgestellt hatte, deren mangelnde Kenntnis zu
wirtschaftlichen und politischen Fragen in Interviews
zutage getreten war.

Ein Populist im Amt des Ministerpräsidenten?

Für viele in den Niederlanden ist die Aussicht auf einen
Ministerpräsidenten Geert Wilders schwer zu fassen, denn
nur wenige Tage vor den Wahlen rangierte Wilders‘ islam-
feindliche PVV noch auf dem dritten oder vierten Platz.
Drei andere Parteien hatten sich noch während des Parla-
mentswahlkampfes 2023 um den ersten Platz in den
Umfragen gestritten: die Volkspartei für Freiheit und De-
mokratie (VVD), in der Dilan Yeşilgöz-Zegerius als erste
weibliche Parteivorsitzende die Nachfolge ihres Vor-
gängers Mark Rutte antrat, weiterhin ein Bündnis aus
„GrünLinks“ und „Partei der Arbeit“ (GL/PvdA) unter der
Führung des ehemaligen EU-Kommissars Frans Timmer-
mans sowie der „Neue Gesellschaftsvertrag“ (NSC), eine
neu gegründete Partei unter der Führung von Pieter
Omtzigt, eines beliebten ehemaligen christdemokrat-
ischen Abgeordneten. Der plötzliche Zugewinn an
Unterstützung für die PVV lässt sich mit dem Entschluss
der VVD erklären, nicht mehr auf die übliche Strategie im
Umgang mit populistischen Gegnern zu setzen: isolieren
und imitieren. Normalerweise hätte die VVD, wie andere
Parteien des rechten Spektrums auch, ihren Wählern sig-
nalisiert, dass Populisten als Koalitionspartner nicht in
Frage kämen, die Liberalen hätten dann aber an-
schließend selbst eine abgeschwächte Form jener
einwanderungsfeindlichen Positionen ihrer popu-
listischen Kontrahenten übernommen. ImGegensatz dazu
hatte die VVD-Vorsitzende Yeşilgöz nur wenige Tage vor
den letzten Wahlen erklärt, sie schlösse eine Koalition mit
Wilders nicht aus. Damit bot sie den rechtenWähler:innen
eine legitimeMöglichkeit, der ursprünglichen undweitaus
radikaleren Anti-Einwanderungspartei ihre Stimme direkt
zu geben. Wilders selbst hatte rhetorisch schon abger-
üstet, indem er einige seiner mit der Verfassung und
internationalen Verträgen im Widerspruch stehenden
Standpunkte abmilderte, um damit neues Potenzial für
mögliche Koalitionen schöpfen zu können. Dies verfing
auch bei jenen Wählern, die bislang noch zögerlich
gewesen waren und führte letztlich zu einem neuerlichen
Zugewinn an Unterstützung von vorher 18 auf nun

schließlich 37 Sitze, in einem beispiellosen Aufwärtstrend
binnen zwei Tagen.

Das niederländische Parlament und seine Abgeordneten
wird alle vier Jahre – oder auch früher, wenn eine Regier-
ung vorzeitig scheitert – nach dem Verhältniswahlrecht in
einem einzigen, landesweiten Wahlkreis gewählt. Es gibt
dabei keine Wahlhürden, d. h. jede Partei, die mindestens
0,67%der Stimmen erhält, istmit einemSitz vertreten. Da
neue Gesetze zusätzlich auch das 75 Sitze umfassende
Oberhaus („Senaat“) passieren müssen, das alle vier
Jahre von den 12 Provinzräten der Niederlande gewählt
wird, ist auch das Kräfteverhältnis dort von
entscheidender Bedeutung. Das Parlament hingegen ver-
fügt über 150 Sitze, sodass 76 Sitze für eine
Regierungsmehrheit benötigt werden.

Mit 37 Sitzen hat die PVV doppelt so viele erhalten, als
noch in den Umfragen der letzten Woche vorhergesagt
worden waren und als sie im Jahr 2021 erhielt. Das Bünd-
nis aus GrünLinks und PvdA auf dem zweiten Platz
gewinnt 25 Sitze – ein Zuwachs von 8 Sitzen gegenüber
dem vorherigenWahlergebnis beider Parteien zusammen.
Im Hinblick auf den Verlust von 19 Sitzen bei der Linken
insgesamt bleibt dieses Ergebnis dennoch enttäuschend.
Schon in der Wahlnacht hat das Linksbündnis eine Regier-
ungsbeteiligung mit der PVV von Wilders ausgeschlossen.
Die Mitte-Rechts-Parteien VVD und NSC landeten mit re-
spektive 24 und 20 Sitzen auf dem dritten und vierten
Platz. Beide Parteien schließen zunächst die Beteiligung
an einer Koalition mit der PVV aus, wobei die VVD noch
einmal ausdrücklich erklärt hat, die Liberalen würden
nicht unter GeertWilders als Ministerpräsident dienen. Bei
einer konsequenten Ablehnung durch VVDundNSCwürde
es für Wilders praktisch unmöglich, eine Mehrheitskoali-
tion zu bilden. Somit bleiben VVD und NSC Königsmacher:
Beide halten den Schlüssel zu entweder einer rechtspopu-
listischen PVV-VVD-NSC-Koalition oder aber einer eher
zentristischen Koalitionmit der linksgerichteten GL/PvdA,
wofür dann jedoch mindestens noch ein weiterer Koali-
tionspartner erforderlich wäre.

Diese Schlüsselposition von VVD und NSC in Verbindung
mit ihrer gegenwärtig ablehnenden Haltung zu einer Ko-
alition mit Wilders macht den jetzt anstehenden Prozess
der Regierungsbildung alles andere als vorhersehbar. So-
wohl die VVD-Vorsitzende Yeşilgöz als auch der NSC-
Vorsitzende Omtzigt hatten sich große Hoffnungen darauf
gemacht, jeweils größte Partei und damit selbst Minister-
präsident:in zu werden, auch wenn Omtzigt zuvor noch
erklärt hatte, dass er dieses Amt für sich selbst gar nicht
anstrebe. Gerade aber die starke Betonung möglicher Ko-
alitionen und der Frage, wer die künftige Regierung
anführen würde, brachte neue Dynamik in den
Wahlkampf. Wilders bestand bei verschiedenen Gelegen-
heiten wiederholt darauf, dass seine Partei koalitionsfähig
sei. Dies zwang die anderen Parteien imGegenzug zu einer
Stellungnahme, ob sie die Möglichkeit einer Koalition mit
den Populisten entweder anerkennen und damit eine
breite rechte Mehrheit schaffen wollten oder aber
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ablehnten, um Wilders so den Zugang zur Macht zu ver-
sperren und die Chancen des GL/PvdA-Bündnisses auf
eine Regierungsbeteiligung weiter zu erhöhen.

Von außen betrachtet mag diese Unsicherheit des Wah-
lausganges seltsam erscheinen, da die Wahlen zunächst
eine klare Mehrheit für rechte Parteien hervorbrachten,
bei der der populistische Block (PVV, BBB, JA21 und FvD)

wie auch derMitte-Rechts-Block (VVD, CDA undNSC) je ein
Drittel der Stimmen und Sitze für sich erzielen konnten.
Der linke Block – bestehend aus GL/PvdA, der radikalen
linkssozialistischen Partei (SP), der „Partei für die Tiere“
(PvdD) und der linksradikalen BIJ1 (Zusammen) – wurde
geschwächt und kam am Ende auf etwa 21 Prozent der
Stimmen, während der sozialliberale Block (D66 und Volt)
auf nur noch 7 Prozent abfiel. Doch obwohl der links-pro-
gressive Pol in den Niederlanden noch nie so schwach
war, bedeutet dies nicht, dass er keine Chance auf eine Re-
gierungsbildung hätte.

VomWahlsieg zur Katastrophebei der

Koalitionsbildung

Im niederländischen Wahlsystem sind Ein-Parteien-
Mehrheiten unrealistisch und so handelt es sich bei den
Regierungen praktisch immer um Koalitionen. Während
die niederländische Verfassung Minderheitsregierungen
durchaus zulässt, kann bisher nur die kurzlebige CDA-VVD-
Koalition von 2010-2012 als eine solche bezeichnet wer-
den, die zudem noch von der populistischen PVV
abhängig war. Auch aufgrund der von schweren internen
Konflikten geprägten kurzen Regierungszeit werden die
politischen Parteien nun wenig geneigt sein, ohne parla-
mentarische Mehrheit regieren zu wollen, selbst dann,
wenn es Wilders schwerfallen sollte, andere Parteien für
seine Koalition zu gewinnen.

Die noch nie dagewesene Wählerwanderung kurz vor den
Wahlen liegt auch daran, dass niederländische

Wähler:innen ernsthaft zwei, drei oder vier Parteien in Be-
tracht ziehen, bevor sie sich entscheiden. Auch wenn
diese Optionen meist klar einem ideologischen Block
zugeordnet werden können, ermöglicht dies dennoch
große Verschiebungen im Wahlverhalten auch in den let-
zten Tagen, da viele Wähler:innen sich oft erst spät in der
Woche vor demWahltag endgültig festlegen wollen.

Mit seinem historischen Zugewinn hat der größte popu-
listische Herausforderer – Wilders' PVV – einer sich schon
2017 und 2021 abzeichnenden Zersplitterung des popu-
listischen Blocks getrotzt und stellt heute die
dominierende politische Kraft im Land. Um aber tatsäch-
lich die Regierung führen zu können, muss Wilders die
anderen rechtsgerichteten Parteien erst noch überzeugen,
sich seinem politischen Projekt anzuschließen.

Koalitionen und ihre Bedeutung für die EU

Die euroskeptischen Positionen von Wilders' PVV und an-
deren Parteien im populistischen Block stellen eine
zusätzliche Komplikation dar. Eine rechtspopulistische
Regierung hat eine strengere Haltung zu Migration und
wird sich für mehr Grenzkontrollen und eine restriktivere
Einwanderungspolitik einsetzen. Mit einem Fokus auf na-
tionaler Souveränität könnte sie möglicherweise gegen
bereits getroffene Entscheidungen auf EU-Ebene vorge-
hen. Ebenso wäre eine rechtspopulistische Regierung
weniger bereit, Ländern außerhalb der EU, wie der
kriegserschütterten Ukraine, weitere umfangreiche Hilf-
sleistungen zu gewähren. Der Schwerpunkt des
Regierungshandelns könnte künftig darauf liegen, die
Befugnisse der EU einzuschränken, die EU-Erweiterung zu
begrenzen und Entscheidungsbefugnisse zurück auf die
nationale Ebene zu übertragen. Im äußersten Falle könnte
die PVV von ihren Koalitionspartnern die Zustimmung zu
einem Referendum über die EU-Mitgliedschaft fordern,
ein sog. „Nexit“. Dabei muss Wilders aber vorsichtig sein,
denn ein solcher Schritt wäre für alle etablierten Parteien,
einschließlich der potenziellen Koalitionspartner NSC und
BBB, nicht annehmbar.

Als die PvdA im Jahr 1977 einen erdrutschartigen Sieg er-
rang, wurde sie dennoch von ihren Rivalen, der VVD und
der CDA verdrängt. Sie bildeten eine rechte Regierung,
weil sie die Forderungen der Sozialdemokraten als zu ex-
trem empfanden. Selbstverständlich spricht die Logik des
jetzigen Wahlergebnisses nicht unbedingt für eine Regier-
ung linker Parteien. Dies ist aber eine realistische Option,
wenn es der PVV nicht gelingen sollte, VVD und NSC für
sich zu gewinnen. Ungeachtet dessen bleibt festzuhalten,
dass selbst in einer Koalition der Mitte aus GL/PvdA, NSC,
VVD und anderen Parteien sowohl NSC als auch VVD eine
harte Haltung zur Migration einnehmen würden, während
nur GL/PvdA einen etwas offeneren und inklusiveren An-
satzverfolgen, bei dem sie Menschenrechte und
Solidarität in den Vordergrund stellen. Eine Koalition der
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Mittewäre auch eher dazu bereit, die Ukraineweiterhin im
Rahmen einer starken und geeinten EU-Außenpolitik um-
fassend politisch und wirtschaftlich zu unterstützen.

Ein gewisser Grad an Ungewissheit ist in einem derart
komplexen Regierungsbildungsprozess schlicht unver-
meidlich, was jegliche Vorhersagen bezüglich einer neuen
politischen Ausrichtung des Landes erschwert. Die PVV
hat die Wahlen zwar gewonnen, die Populisten müssen
jetzt aber sehr vorsichtig vorgehen, wenn sie den an-
schließenden Regierungsbildungsprozess nicht verlieren
wollen.
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